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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften ge- 
mäß Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen 
der Europäischen Gemeinschaften 

hier: Assoziationspolitik in der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Ver- 
ordnungen (EWG) Nr. 2164/70, 2165/70, 463/71, 1235/71 hin- 
sichtlich der Einfuhren von Olivenöl aus Spanien, Tunesien, 
Marokko und der Türkei. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 6. Oktober 
1971 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die Anhörung des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses nicht. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvorschla- 
ges durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Druck: Budidruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Änderung der Verordnungen (EWG) Nr. 2164/70, 2165/70, 
463/7 1 , 1 235/7 1 hinsichtlich der Einfuhren von Olivenöl 
aus Spanien, Tunesien, Marokko und der Türkei 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments ‘), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Mit den Verordnungen (EWG) Nr. 2164/70 des 
Rates vom 27. Oktober 1970 über Einfuhren von 
Olivenöl aus Spanien-), (EWG) Nr. 2165/70 des 
Rates vom 27. Oktober 1970 über Einfuhren von 
Olivenöl aus Tunesien^), (EWG) Nr. 463/71 des 
Rates vom 1. März 1971 über Einfuhren von Oliven- 
öl aus Marokko^) und (EWG) Nr. 1235/71 des Rates 
vom 7. Juni 1971 über Einfuhren von Olivenöl aus 
der Türkei*'^) wurden die Durchführungsbestimmun- 
gen der Sonderregelung für die Einfuhr von Oliven- 
öl in die Gemeinschaft aus den genannten Ländern 
erlassen. 

Aus Gründen einer guten Verwaltung ist es ange- 
bracht, die Anwendung des Artikels 2 dieser Ver- 
ordnungen von dem Nachweis der Zahlung der Aus- 
fuhrabgabe durch den Exporteur abhängig zu 
machen. Dadurch kann die zeitliche Begrenzung 
dieser Verordnungen wegfallen - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN; 

Artikel 1 

1. Artikel 3 der Verordnung (EWG) Nr. 2164/70 
erhält folgende Fassung: 

„Artikel 3 

Die Regelung des Artikels 2 gilt für alle Ein- 
fuhren, bei denen der Importeur den Nachweis 
erbringt, daß der Exporteur die besondere Aus- 
fuhrabgabe in einer Höhe entrichtet hat, die weder 
den Betrag der bei der Einfuhr von öl in die 
Gemeinschaft gültigen und gemäß Artikel 1 be- 
rechneten Abschöpfung noch 4 Rechnungseinheiten 
je 100 Kilogramm überschreitet." 

2. Der erste Absatz des Artikels 5 der Verordnung 
(EWG) Nr. 2164/70 wird gestrichen. 


Artikel 2 

1. Artikel 3 der Verordnung (EWG) Nr. 2165/70 
erhält folgende Fassung: 

„Artikel 3 

Die Regelung des Artikels 2 gilt für alle Ein- 
fuhren, bei denen der Importeur den Nachweis 
erbringt, daß der Exporteur die besondere Aus- 
fuhrabgabe in einer Höhe entrichtet hat, die weder 
den Betrag der bei der Einfuhr von Ol in die 
Gemeinschaft gültigen und gemäß Artikel 1 be- 
rechneten Abschöpfung noch 5 Rechnungseinheiten 
je 100 Kilogramm überschreitet." 

2. Der erste Absatz des Artikels 8 der Verordnung 
(EWG) Nr. 2165/70 wird gestrichen. 

Artikel 3 

1. Der Wortlaut von Artikel 3 der Verordnung 
(EWG) Nr. 463/71 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 3 

Die Regelung des Artikels 2 gilt für alle Ein- 
fuhren, bei denen der Importeur den Nachweis 
erbringt, daß der Exporteur die besondere Aus- 
fuhrabgabe in einer Höhe entrichtet hat, die weder 
den Betrag der Einfuhr von öl in die Gemeinschaft 
gültigen und gemäß Artikel 1 berechneten Ab- 
schöpfung noch 5 Rechnungseinheiten je 100 Kilo- 
gramm überschreitet." 

2. Der erste Absatz des Artikels 8 der Verordnung 
(EWG) Nr. 463/71 wird gestrichen. 

Artikel 4 

1. Artikel 3 der Verordnung (EWG) Nr. 1235/71 
erhält folgende Fassung; 

„Artikel 3 

Die Regelung des Artikels 2 gilt für alle Ein- 
fuhren, bei denen der Importeur den Nachweis 

0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften vom . . . 
S. . . . 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 238 
vom 29. Oktober 1970, S. 3 

'9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 238 
vom 29. Oktober 1970, S. 4 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 53 
vom 5. März 1971, S. 9 

•"»j Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 130 
vom 16. Juni 1971, S. 55 
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erbringt, daß der Exporteur die besondere Aus- 
fuhrabgabe in einer Höhe entrichtet hat, die weder 
den Betrag der bei der Einfuhr von öl in die 
Gemeinschaft gültigen und gemäß Artikel 1 be- 
rechneten Abschöpfung noch 4,50 Rechnungsein- 
heiten je 100 Kilogramm überschreitet." 

2. Artikel 5 der Verordnung (EWG) Nr. 1235/71 
wird gestrichen. 


Artikel 5 

Diese Verordnung tritt am 1. November 1971 in 
Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


1. Die vorliegenden Verordnungen laufen am 
31. Oktober 1971 aus. 

2. Anläßlich ihrer Verlängerung ist es angebracht, 
sie anzupassen, um ähnlichen vom Rat für andere 
Erzeugnisse erlassenen Bestimmungen Rechnung zu 
tragen. 
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